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27. Gesetz: Schutz des Baumbestandes in Wien (Wiener Baumschutzgesetz). 

27. 

Gesetz vom. 7. Mai 1974 zum Schutze des 
Baumbestandes in Wien (Wiener Baumschutz­

gesetz) 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Zweck und Anwendungsbereich 

§ 1. (1) Zur Erhaltung einer gesunden Um­
welt für die Wiener Bevölkerung ist der Baum­
bestand im Gebiete der Stadt Wien nach den 
Besti:mmungen dieses Gesetzes geschützt ohne 
Rücksicht darauf, ob er sich auf öffentlichem 
oder privatem Grund befindet. Zum geschützten 
Baumbestand im Sinne dieses Gesetzes gehören 
alle Bäume, das sind Laub- und Nadelhölzer mit 
einem Stammumfang von mindestens 40 cm, ge­
messen in 1 m Höhe vom Beginn der Wurzel­
verzweigung, einschließlich ihres ober- und unter­
irdischen pflanzlichen Lebensraumes. 

(2) Dieses Gesetz findet jedoch keine Anwen­
dung auf 

1. Wälder im Sinne der forstrechtlichen Be­
stimmungen; 

2. Bäume, die in Baumschulen oder Gärtnereien 
der Erreichung des Betriebszweckes dienen; 

3. Obstbäume; 
4. Bäume, die auf Grund von Anordnungen 

der Wasserrechtsbehörden zur Instandhal­
tung der Gewässer und des Überschwem­
mungsgebietes, zum Schutze von Wasser­
versorgungsanlagen und im Zuge bewilligter 
Wasserbauvorhaben entfernt werden; 

5. Bäume, deren Entfernen durch die land­
wirtschaftlichen Produktionszwecke geboten 
ist; 

6. Bäume, die in Kleingartenanlagen stocken. 

Erhaltungspflicht 

§ 2. (1) Jeder Grundeigentümer (Bauberech­
tigte) ist verpflichtet, den auf seinem Grundstück 
stockenden Baumbestand zu erhalten. 

(2) Im Falle der Bestandgabe oder sonstigen 
Überlassung zur Nutzung obliegt die Erhaltungs­
pflicht dem Bestandnehmer oder sonstigen 
Nutzungsberechtigten. 
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Verbotene Eingrille 

§ 3. (1} Es ist verboten, 

1. den in § 1 Abs. 1 bezeichneten pflanzlichen 
Lebensraum zum Nachteil des Baumbe­
standes für andere Zwecke zu verwenden; 

2. Bäume zu fällen, auszugraben, auszuhauen, 
auszuziehen oder sonstwie zu entfernen, aus­
genommen bei Vorliegen einer Bewilligung 
nach§ 4; 

3. Bäume durch chemische, mechanische oder 
andere Einwirkungen zu beschädigen, 
im Wuchs zu hemmen oder zum Absterben 
zu bringen. 

(2) Nicht verboten ist das Schneiden (Stutzen) 
von Bäumen, welches ohne Gefährdung ihres 
Bestandes lediglich Verschönerungs-, Veredelungs­
oder Pflegezwecken dient oder aus zwingenden 
öffentlichen Interessen notwendig ist. Ebenso 
bleiben die Befugnisse des Nachbarn nach § 422 
Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch unberührt. 

Bewilligungspflicht 

§ 4. (1) Das Entfernen von Bäumen bedarf 
einer behördlichen Bewilligung. Die Bewilligung 
ist zu erteilen, wenn 

1. die Bäume die physiologische Altr.rsgrenze 
nach Art und Standort erreicht oder über­
schritten haben ·oder sich in einem Zustand 
befinden, daß ihr Weiterbestand nicht mehr 
gesichert und daher die Entfernung geboten 
erscheint oder 

2. ein Teil des auf einem Grundstück stocken­
den Baumbestandes im Interesse der Er­
haltung des übrigen wertvolleren Bestandes 
entfernt werden muß (Pflegemaßnahmen) 
oder 

3 . .die Bäume durch ihren Wuchs oder Zustand 
den Bestan·d von baulichen Anlagen, fremdes 
Eigentum oder die körperliche Sicherheit 
von Personen gefährden und keine andere 
zumutbare Möglichkeit der Gefahrenabwehr 
gegeben ist oder 

4. bei Bauvorhaben ohne di~ Entfernung von 
Bäumen die Bebauung der im Bebauungsplan 
ausgewiesenen oder nach der festgesetzten 

18 








